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D. Gestaltungen für Personengesellschaften und ihre 

Gesellschafter 

 
 
 
Steuerberater Dr. Martin Strahl 

Rechtsanwalt/Steuerberater Dr. Ralf Demuth 

 
 
I. Sonderbetriebsvermögen und vorweggenommene Erbfolge 

im Ertragsteuerrecht 

 
 
Steuerberater Dr. Martin Strahl 

 
 
(1) Im Rahmen der Beratung einer vorweggenommenen Erbfolge besteht häu-

fig der mandantenseitige Wunsch, nicht allein eine betriebliche Sachgesamtheit 

unentgeltlich – damit zu Buchwerten – an den oder die Nachfolger zu übertragen, 

sondern dies mit einer Möglichkeit zur eigenen Altersabsicherung zu verbinden. 

Neben denkbaren Gestaltungsansätzen wie der Übertragung gegen Versorgungs-

leistungen iS des § 10 Abs. 1a Nr. 2 EStG oder des Vorbehaltes des Nießbrauchs 

zugunsten des Übertragenden kann ein – insofern oft präferierter Weg – in der 

Zurückbehaltung einer werthaltigen und ertragbringenden Betriebsgrundlage be-

stehen – etwa des Betriebsgrundstückes. Auch diese Zurückbehaltung soll keine 

ertragsteuerlichen Konsequenzen auslösen. 

 
(2) Eine solche Ausgliederung des Betriebsgrundstücks durch den Übertra-

genden (Rechtsvorgänger) kann wie folgt vollzogen werden: 

 

GmbH & 
Co. KG

BV

§ 6 Abs. 5 Satz 3 

Nr. 1, 2 EStG

§ 6b EStG

Rechtsnachfolger

§ 6 Abs. 3 EStG

 

 
(3) Zur Ausgestaltung der Ausgliederung des Grundstücks als steuerlich neut-

ral ist dabei von wesentlicher Bedeutung, zu welchem Bereich des Betriebsvermö-

gens das Grundstück zählt: 

 
(a) Rechnet es zu einem Einzelbetriebsvermögen, gibt § 6 Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 

EStG den Buchwertfortführungszwang vor, wenn das Grundstück unentgeltlich  

oder gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten in das Gesamthandsvermögen 

der zu gründenden Immobilien-GmbH & Co. KG übertragen wird, bei der es sich 
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(4) Die Entscheidung ist von überaus großer Bedeutung für die Ermittlung der 

Einkünfte im Rahmen der Überschusseinkunftsarten. Sie fokussiert auf vermö-

gensverwaltende Personengesellschaften und umschließt Grundsätze zur Ein-

künfteermittlung beim Erwerb des Anteils an einer vermögensverwaltenden Per-

sonengesellschaft.  
(5) Im Jahr 1997 hatten die Gesellschafter P, A und M eine GbR errichtet, an 

der sie zu jeweils gleichen Teilen (1/3) beteiligt waren. Am 16.5.1997 erwarb die 

GbR ein denkmalgeschütztes Mietwohngrundstück. Etwas über 10 Jahre später  

– mit Wirkung zum 1.7.2007 – veräußerten die Gesellschafter mit privatschriftli-

chen Anteilskaufvertrag insgesamt 94 % ihrer GbR-Gesellschaftsanteile an eine Fa-

milienstiftung, zu deren Destinatären sie selbst zählten. P und A blieben mit je-

weils 3 % an der GbR beteiligt. Als Gesamtkaufpreis wurde ein Betrag von 

1.936.904,40 € vereinbart. Von diesem Kaufpreis brachte die Erwerberin ein an-

teilig übernommenes Finanzierungsdarlehen in Abzug. Kaufpreiserhöhend fanden 

hingegen „Forderungen gegenüber Gesellschaftern“ Berücksichtigung, bei denen 

es sich bilanzrechtlich um einen „Nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag“ 

handelte (negative Kapitalkonten). Die sich danach ergebende Summe von 

1.293.251,05 € erfasste die GbR als zusätzliche Anschaffungskosten der Familien-

stiftung als Neugesellschafterin in einer Ergänzungsrechnung und teilte den Be-

trag zwischen Grund und Boden sowie Gebäude auf (die quotale Aufteilung war 

zwischen den Beteiligten nicht streitig). Die auf das Gebäude entfallenden zusätz-

lichen Anschaffungskosten wurden über die Restnutzungsdauer abgeschrieben. 

Es ergibt sich somit folgende grafische Darstellung des Sachverhaltes: 

 

denkmal-geschützte Wohn-
immobilie

GbR

Familien-
stiftung

94 %

Kaufpreis lt. Sachwertverfahren

Erfassung komplett in Ergänzungs-bilanz

P

A

M

Veräußerung jeweils von 30 1/3 % am Gesellschaftsvermögen Veräußerung gesamter Gesellschaftsanteil

Desti-
natäre

P, A, M

 

 
(6) Das FA hielt den Kaufpreis für unangemessen hoch. Es schätzte den Ver-

kehrswert unter Anwendung des Ertragswertverfahrens auf lediglich 950.000 € 

(und damit auf weniger als die Hälfte des zwischen den Parteien vereinbarten 
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E. Gestaltungen zur Sanierung und Restrukturierung 

 
 
 
Rechtsanwalt/Steuerberater Dr. Ralf Demuth 

 
 
I. Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz 

(StaRUG): Neues Betätigungsfeld für StB und WP 

 
 
(1) Durch das mit Wirkung zum 1.1.2021 in Kraft getretene Gesetz über den 

Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen für Unternehmen (StaRUG) v. 

22.12.2020 besteht für in die Krise geratene Unternehmen die Möglichkeit der 

Sanierung ohne Insolvenzverfahren (insolvenzvermeidende Sanierung). Diese  

vorinsolvenzliche Sanierung hat insbesondere den Vorteil, dass gefährdete Unter-

nehmen außergerichtlich einen einvernehmlichen und anfechtungs- und insol-

venzfesten Gesamtvergleich mit den Gläubigern und den sonstigen Beteiligten auf 

der Basis eines Vorschlags des Unternehmens (Restrukturierungsplan) schließen 

können, unter bestimmten Voraussetzungen nicht die Zustimmung sämtlicher 

Gläubiger erforderlich ist, die Sanierung in einem nicht öffentlichen Verfahren er-

reicht wird und die präventive Sanierung günstiger und schneller als ein Insolvenz-

verfahren abgewickelt werden kann.1   

 
(2) Insbesondere bei in Schieflage geratenen kleinen und mittleren Unterneh-

men sowie Selbständigen bietet das StaRUG mit der Sanierungsmoderation eine 

kostengünstige Chance, das Unternehmen (und uU auch den Unternehmer selbst) 

einfach und geräuschlos zu sanieren, indem mit den Gläubigern oder einem Teil 

der Gläubiger ein einvernehmlicher Sanierungsvergleich geschlossen wird, der zu-

dem anfechtungs- und insolvenzfest ist.  

 
(3) In der vorinsolvenzlichen Sanierung und Restrukturierung misst der Gesetz-

geber – wie § 74 Abs. 1 StaRUG belegt – den StB und WP eine erhebliche Bedeu-

tung bei, die als Restrukturierungsbeauftragte oder Sanierungsmoderatoren Ak-

teure der insolvenzvermeidenden Sanierung sein können. Der Restrukturierungs-

beauftrage kann unmittelbaren Einfluss auf die Sanierung bzw. Restrukturierung 

nehmen, indem er die Verfahrensbeteiligten aktiv dabei unterstützt, einen tragfä-

higen Restrukturierungsplan zu entwickeln und damit im Interesse aller Beteilig-

ten den Restrukturierungsprozess voranzubringen. Dabei fungiert er als Mediator 

oder Vermittler der verschiedenen Interessen, der mit seinem Know-how in Sa-

nierungsfragen hilft, diese „unter einen Hut zu bringen“.  

 

                            
                    

1  Vgl. ausführlich Römermann, NWB Sanieren und Restrukturieren, 2021, 4 ff. 
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3. Kein Rückstellungsausweis bei vollständiger Dominanz des eigen-
betrieblichen Interesses  

 
(8) Für berechtigtes Aufsehen in der Praxis hat die Entscheidung des BFH XI R 

2/19 v. 22.1.202016 gesorgt, da hier judiziert wurde, ungeachtet einer bestehen-

den Außenverpflichtung sei der Ansatz einer Verbindlichkeitsrückstellung dann 

ausgeschlossen, wenn die Verpflichtung in ihrer wirtschaftlichen Belastungswir-

kung von einem eigenbetrieblichen Interesse „vollständig ‚überlagert‘“ werde.17 

 
(9) Der Entscheidung lag der Sachverhalt zugrunde, dass eine GmbH im Spezi-

algerüstbau bei Großindustrieanlagen tätig war. Sie schloss mit ihren Auftragge-

bern Rahmenverträge, in denen Entgelte für die Erstellung von Gerüsten verein-

bart waren, mit denen auch der An- und Abtransport des Gerüstmaterials sowie 

die Demontage abgegolten waren. Auch verpflichtete sich die GmbH gegenüber 

dem jeweiligen Auftraggeber, von diesem zur Verfügung gestellte Lager- und Ar-

beitsplätze sowie Zufahrtswege bei Beendigung der Gerüstbauarbeiten wieder in 

den Zustand zu versetzen, in dem sie zu Beginn des Vertrages zur Verfügung ge-

stellt worden waren. – Für diese (Außen-)Verpflichtungen bildete die GmbH eine 

nach der Laufzeit der Rahmenverträge abgezinste Rückstellung für den bei Ver-

tragsbeendigung erforderlichen Abtransport des auf der jeweiligen Baustelle be-

findlichen Materials.  
(10) Diese Rückstellung erkannte die FinVerw. nicht an, da die Leistungspflicht 

gegenüber Dritten von eigenbetrieblichen Erfordernissen überlagert wurde.  

Dieser Würdigung schloss sich in erster Instanz das FG Münster mit Urt. 13 K 

2688/15 K v. 5.12.201818 an19 und führte zum Sachverhalt aus, die von der GmbH 

der Rückstellung zugeführten Beträge hätten nicht der Wiederherstellung der 

vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Grundstücke gedient, sondern betra-

fen „ausschließlich das Zusammenstellen, Sichten, Verpacken und Verladen des 

der Klägerin gehörenden Materials sowie den Transport und das Abladen des Ma-

terials im Zentrallager der Klägerin“ (Hervorhebung nicht im Original). 
 
(11) In Anbetracht dieses vom FG festgestellten Sachverhalts gelangte der BFH 

zum Ergebnis, eine Rückstellung sei „bereits dem Grunde nach“ nicht auszuwei-

sen, da die bestehende Außenverpflichtung durch ein eigenbetriebliches Inte-

resse vollständig überlagert werde „und damit der Sache nach eine sog. Auf-

wandsrückstellung“ vorliege (Rz. 23 der Urteilsgründe). Das „eigenbetriebliche In-

teresse“ wird dabei als „Negativmerkmal“ apostrophiert, dem eine gesetzliche 

Grundlage zukomme, da die Außenverpflichtung eine wirtschaftliche Belastung 
                                                16  Vgl. BFH XI R 2/19 v. 22.1.2020, BStBl. 2020 II, 493. 

17  Vgl. dazu Kaminski, Stbg 2021, 55; Prinz, FR 2021, 189; Hommel/Stein/Ummenho-

fer, WPg 2021, 80. 18  Vgl. Urt. FG Münster 13 K 2688/15 K v. 5.12.2018, EFG 2019, 551. 

19  Vgl. dazu Abele, BB 2019, 753; Schiffers, DStZ 2019, 283; Werning, EFG 2019, 554; 

Prinz, WPg 2019, 978. 
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